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Bundeskanzler Helmut Kohl: r^,sie*«*< 

Wir wollen das   *^- 
demokratische Europa 
? diesem Jahr ist die Wahl zum Europäischen 
{^•"lament von besonderer Bedeutung, da das 
pfopäische Parlament durch den Maastrich- 
er Vertrag zahlreiche neue Rechte und Kom- 

pe*enzen hinzugewonnen hat. 
ir Deutsche wären schon in Maastricht gerne wei- 

er8egangen, um das Europäische Parlament noch 

Aus der Regierungserklärung 
des Bundeskanzlers vom 

27. Mai zu aktuellen Fragen 
der Europapolitik 

**ker zu machen. Wir werden an diesem Ziel bei 
yx für das Jahr 1996 vorgesehenen Überprüfungs- 
°nferenz entschlossen festhalten. 

Europa - eine Frage von Krieg und Frieden 
deFpns Deutscne ist die konsequente Fortsetzung 
salf °litik der eur°Päiscnen Einigung die Schick- 
gibt Zur Politik der europäischen Einigung 
pri A  

fÜr Uns keine verantwortbare Alternative. 
J eden und Freiheit sind nichts Selbstverständli- 

^.es^sie müssen täglich aufs Neue gesichert werden. 
ches 

c^    UroPäische Einigung ist die wirksamste Versi- 
rung gegen das Wiederaufflammen von Nationa- 

(Fortsetzung Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 
lismus und Rassismus auch in unserem 
Teil des Kontinents. Das Gelingen des 
europäischen Einigungswerkes ist letzt- 
lich eine Frage von Krieg und Frieden. 

• Europa muß Frieden sichern 
und Frieden schaffen 

Seit zwei Jahren sehen wir Abend für 
Abend in den Fernsehnachrichten 
schreckliche Bilder vom Leiden der Men- 
schen in Sarajevo, in Gorazde oder an 
anderen Orten. Angesichts der Schrek- 
kensbilder im Kriegsgebiet stellen viele 
die Frage, warum die Europäische Union 
und die NATO nicht mehr zur Beendi- 
gung des Konflikts tun. Dabei wird 
jedoch vergessen, wie sehr dieser Krieg 
durch Haß und Irrationalität geprägt 
wird, die in Jahrhunderten gewachsen 
sind. 
Die internationale Staatengemeinschaft 
läßt in ihren Bemühungen um eine 
umfassende Friedenslösung nicht nach. 
Sie hat diese gerade in den letzten 
Wochen und Monaten weiter verstärkt. 
Wir Deutschen haben nicht das morali- 
sche Recht, von den Verantwortlichen 
anderer Länder mehr zu verlangen, als 
wir selbst tun. Wir sollten vielmehr jenen 
jungen Soldaten und ihren Angehörigen 
Respekt bekunden, die unter Einsatz 
ihres Lebens dort für die Vereinten 
Nationen im Einsatz sind. 

• Europa sichert unseren 
Wohlstand 

Europa ist lebensnotwendig für die deut- 
sche Wirtschaft. Es trägt entscheidend zu 
Beschäftigung, Wachstum, Wohlstand 
und innerer Stabilität in Deutschland bei. 
1957 gingen deutsche Exporte von 14 
Milliarden D-Mark in die zwölf Länder 
der heutigen Europäischen Union, 1993 
waren es fast 300 Milliarden D-Mark. 
Millionen Arbeitsplätze in Deutschland 
sind abhängig von unseren Exporten in 

die Europäische Union. Wir Deutsche 
ziehen wirtschaftlich großen Nutzen aus 
der Europäischen Union. 
Ich verkenne nicht, daß wir an der Ober' 
grenze unserer Zahlungsmöglichkeiten 
nach Brüssel angelangt sind. Deshalb is 
es notwendig, daß ein künftiges Finanz>e 

rungskonzept sich weitaus stärker am 
Pro-Kopf-Einkommen der einzelnen La 
der orientieren muß. Unser Ziel ist, daß 
andere Mitgliedstaaten mit vergleichba- 
ren Pro-Kopf-Einkommen mehr finan- 
zielle Verantwortung übernehmen. 

• Stabile Währung für Europa 
Unsere D-Mark ist die wichtigste Wäh- 
rung in Europa. Sie hat sich im vergange 

nen Jahrzehnt zum währungspolitischen 
Stabilitätsanker entwickelt. Die Stabil^ 
der D-Mark ist ein hohes Gut. Die Erf*n' 
rung unseres Volkes mit zwei Hyperini' 
tionen in diesem Jahrhundert hat uns 
deutlich gemacht, daß eine stabile Wan- 
rung immer auch ein Garant politischer 
Stabilität ist. 
Im Maastrichter Vertrag haben wir 
durchgesetzt, daß die künftige Europa1' 
sehe Zentralbank praktisch dem Mode' 
der Deutschen Bundesbank entspricht- 
Dies bedeutet, daß es eine gemeinsame 
europäische Währung nur dann geben 
wird, wenn sie genauso stabil und von 
gleicher Qualität ist wie die D-Mark. An 

den im Maastrichter Vertrag vereinbart ^ 
Kriterien für die Teilnahme an der dflt 
Stufe der Wirtschafts- und Währungs- 
union werden wir ohne Wenn und Abe 

festhalten. 

• Europaweite Bekämpfung 
des Verbrechens 

In der Innen- und Rechtspolitik könne*1 

wir die anstehenden Probleme nicht me 

allein auf nationalstaatlicher Ebene 
lösen. Wir sind auch hier auf eine noch 
engere Zusammenarbeit mit unseren 
europäischen Partnern angewiesen. 
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Von entscheidender Bedeutung für 
unsere innere Sicherheit ist vor allem eine 
engere europäische Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung der Drogenmafia, des 
grenzüberschreitenden Verbrechens und 
des illegalen Waffenhandels. Die von uns 
allen angestrebte Öffnung der Grenzen 
darf nicht dazu führen, daß dem interna- 
tionalen Verbrechen noch mehr Aktions- 
raum gegeben wird. Deshalb ist die Ein- 
richtung einer europäischen Polizeibe- 
hörde Europol überfällig — etwa ver- 

Wahlkampf-Argumente 
ßleichbar dem Bundeskriminalamt bei 
uns. Darauf werde ich gegenüber unseren 
Partnern auch in Zukunft immer wieder 
drängen. 

• Eine Perspektive für Osteuropa 
^•s Üegt in unserem ureigenen Interesse, 
^°n stabilen Demokratien und gesunden 
Volkswirtschaften in unseren Nachbar- 
'andern umgeben zu sein. Deshalb wer- 
den wir die Beziehungen der Europäi- 
schen Union zu den mittel-, ost- und süd- 
psteuropäischen Staaten konsequent aus- 
bauen. Wir haben ihnen beim Europäi- 
schen Rat in Kopenhagen eine klare Bei- 
. ^Perspektive eröffnet. Diese gilt es 
Jetzt schrittweise auszufüllen, 
^ute Worte allein reichen hierbei nicht 
*us, auch direkte Hilfen sind erforder- 
ten. Deutschland unterstützt deshalb 

»lateral wie auch im Rahmen der Euro- 
paischen Union und der G-24 die jungen 
Uemokratien in Mittel-, Ost- und Südost- 
füropa mit erheblichen Mitteln. Wir sind 
°ei unseren Hilfen bis an die Grenze 
Ur»serer Leistungsfähigkeit gegangen. Es 

ist nötig, daß sich jetzt auch andere finan- 
ziell stärker engagieren. 
In diesem Zusammenhang weise ich dar- 
auf hin, daß die Bundesregierung mit gro- 
ßem Nachdruck immer wieder auf die 
unzureichende Sicherheit der Kernkraft- 
werke in den mittel- und osteuropäischen 
Ländern hingewiesen hat. Die bisher 
getroffenen Maßnahmen reichen bei wei- 
tem nicht aus. Ich werde deshalb beim 
Europäischen Rat in Korfu und beim 
Wirtschaftsgipfel in Neapel erneut auf 
Abhilfe drängen. 

• Zukunftssicherung 
des Standortes Europa 

Die Europäische Wirtschaft befindet sich 
zur Zeit in einer Phase der Konjunktur- 
schwäche, aber auch in einer tiefgehen- 
den Strukturkrise. Für unser Land hat die 
Bundesregierung mit ihrem Programm 
zur Zukunftssicherung des Standorts 
Deutschland und ihrem Aktionspro- 
gramm für mehr Wachstum und Beschäf- 
tigung die notwendigen Konsequenzen 
gezogen. Die Zukunftssicherung des 
Standorts Deutschland ist untrennbar 
verbunden mit der Zukunftssicherung des 
Standorts Europa. 
Ziel ist es, durch Maßnahmen auf natio- 
naler und europäischer Ebene vor allem 
die unvertretbar hohe Arbeitslosigkeit 
abzubauen. Ich nenne nur folgende Stich- 
worte : Mehr Flexibilität auf dem Arbeits- 
markt, Senkung der Lohnnebenkosten, 
Schaffung neuer Beschäftigungsmöglich- 
keiten, besondere Maßnahmen gegen 
Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit. 
Darüber hinaus kommt der Schaffung 
von transeuropäischen Netzen im Ver- 
kehrs-, Energie- und Telekommunika- 
tionsbereich große Bedeutung zu. 
Ein herausragendes Beispiel ist der Aus- 
bau der West-Ost-Schienenverbindung. 
Unser Ziel ist eine Schnellbahn-Linie 
quer durch unseren Kontinent: Lon- 
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don - Paris - Frankfurt - Berlin - War- 
schau-Moskau. In dieser Frage war ich 
auch mit Präsident Jelzin bei unseren 
jüngsten Gesprächen völlig einig. 

• Europa: Einheit in Vielfalt 
Ziel der deutschen Europapolitik ist und 
bleibt ein föderales Europa. Wir wollen 
Einheit in Vielfalt — also keinen europäi- 
schen Zentralstaat, der regionale und 
nationale Traditionen verschwinden 
ließe. Auch im vereinten Europa behalten 
wir unsere Identität als Deutsche, Fran- 
zosen oder Dänen! Heimat, Vaterland, 
Europa — das ist der Dreiklang der 
Zukunft. 
Wer für ein Europa der Bürger eintritt, 
muß allen Tendenzen zu einer zentralisti- 
schen Bürokratie eine Absage erteilen. 

Hierzu gehört auch, daß die bestehenden 
Vorschriften überprüft werden und wir 
auch auf europäischer Ebene mit der 
Deregulierung ernst machen. Die Mit- 
gliedstaaten — auch wir selbst — müssen 
uns immer kritisch fragen, ob für 
bestimmte Anliegen tatsächlich eine euro- 
päische Richtlinie erforderlich ist. 

• 1994: Erfolgsjahr für die 
europäische Einigung 

Ziel der deutschen Europapolitik ist es, 
auch 1994 zu einem Erfolgsjahr für die 
europäische Einigung zu machen und 
damit nahtlos an die vergangenen Jahre 
und vor allem an 1993 anzuknüpfen — 
ein Jahr, das uns auf dem Weg zu einer 
wirklichen Europäischen Union entschei- 
dend vorangebracht hat. 
Die Bundesregierung wird deshalb in die' 
sem Jahr alle Chancen zu einer weiteren 
Vertiefung der Europäischen Union kon- 
sequent nutzen und alles daran setzen, 
den Bürgern die Vorteile des vereinigten 
Europas stärker als bisher verständlich zu 
machen. 
Die Absicherung und Fortführung des 
europäischen Einigungswerkes ist nicht 
irgendeine Frage, es ist die Schicksals- 
frage unseres Kontinents und unseres 
Landes. Wir sichern damit Frieden und 
Freiheit für die Zukunft. 
Wenn wir die Chancen nutzen, die 
Europa uns bietet, dann haben wir allen 
Grund zur Zuversicht. 

Produktion und Aufträge 
Die ostdeutsche Industrie hat ihre 
Produktion im März gegenüber 
Februar um 20 Prozent erhöht. 
Wie das Bundeswirtschaftsministe- 
rium betonte, haben bei dieser Steige- 
rung aber Saisoneinflüsse eine erhebli- 
che Rolle gespielt. So meldete das 
besonders stark von der Witterung 
abhängige Bauhauptgewerbe eine Pro- 
duktionsausweitung von 47 Prozent. 
Im aussagekräftigeren Zweimonats- 
vergleich Februar/März gegenüber 
Dezember/Januar ergibt sich aber 
noch eine Produktionszunahme um 
5 Prozent. 

im Osten stark gestiegen 
Die Auftragseingänge beim Verarbei- 
tenden Gewerbe in den neuen Bundes- 
ländern stiegen im März wertmäßig 
um 6,3 Prozent nach plus 4,2 Prozent 
im Februar. Im Jahresvergleich lag der 
Auftragseingang um 10,4 Prozent 
höher. 

Deutlich nahmen mit 32,5 Prozent die 
Bestellungen aus dem Ausland zu, 
während bei den Inlands-Orders ein 
Zuwachs von 2,9 Prozent verzeichnet 
wurde. Den größten Zuwachs an 
Bestellungen wies mit plus 34 Prozent 
das Grundstoff- und Produktionsgü- 
tergewerbe auf. 
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Wolfgang Schäuble: 

Nur der Weg zur europäischen 
Einheit sichert eine gute Zukunft 
r"s war uns angekündigt worden — so 
"at man es in den Zeitungen gelesen 
jp d'e große Abrechnung des Kanzler- 

andidaten mit der Regierungspolitik. 

.lel' Herr Scharping, ist daraus wohl 
JJ"cht geworden. Weil Sie nach dieser 

oche zum Schluß ein versöhnendes 
~0rt gesagt haben, zu dem Sie allen 

ründ haben: Ich meine, Sie sollten die 
akate wieder abhängen, mit denen Sie 

le Wahl des Bundespräsidenten in den 
Ur°pawahlkampf einbeziehen. 
71 finde wirklich, wir sollten diese Wahl 

jp«tt im Europawahlkampf instrumenta- 
leren. Wir sollten diese Auseinander- 
ging mcht fortsetzen. 

^ übrigen hat mich bei Ihrer Rede ein 
s eni8 beschäftigt, daß Sie einleitend — 
Q

le haben Vaclav Havel zitiert — von der 
•j/öße der Worte im Verhältnis zu den 
Sj?.ten gesprochen haben. Sie sind Oppo- 
^.»onsführer, und insofern haben Sie es 

'chter: Sie brauchen noch keine Taten 
•"zuweisen. Aber Sie sollten wenigstens 
nkretisieren, was Sie selbst wollen oder 

Ijl^h'agen; denn die reine Unverbind- 
w ^eit der Floskeln und Erklärungen, 
f(i° jjbernauPt nichts mehr bleibt, reicht 
-   dle Opposition wirklich nicht aus. 
Qe habe mich bei Ihrer Rede an ein 
^ sPräch erinnert, das der Frankfurter 
N>mm 
'st in 

Uli 
auch 

erer — er muß Sie kennen, denn er 
jä Ih einer rot"8rünen Koalition; das ist 

lr Bild von der Zukunft Deutschlands 
v0    nach dem 16. Oktober — mit einer 
dje 

Kar»zlers „Lieblingszeitungen" in 
Ser Woche geführt hat. Dort hat er gesa 
8t: »Wenn Sie mich fragen, wie fin- 

den Sie Scharping, dann muß ich sagen: 
Ich finde ihn überhaupt nicht." 
So geht es auch mir. Heute morgen habe 
ich Sie überhaupt nicht gefunden. 
Deswegen will ich in aller Deutlichkeit 
folgendes sagen. Ich kann verstehen, daß 
Sie wenig Alternativen haben. Die Regie- 
rungserklärung von Bundeskanzler Kohl, 
der die Fraktion der CDU/CSU 
zustimmt und für die wir dankbar sind, 
hat den Erfolgsweg europäischer 
Geschichte in der Zeit beschrieben, in der 
Helmut Kohl Bundeskanzler ist. 

Aus der Rede des Vorsitzen- 
den der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion in der Bundes- 

tagsdebatte zur Europapolitik 
am 27. Mai 

Wir sind in diesen Jahren entscheidend 
vorangekommen. Wir haben durch die 
Politik der europäischen Einigung und 
der Westbindung die deutsche Einheit 
ermöglicht, gegen Ihren Widerstand. Die 
deutsche Einheit und die europäische 
Einigung sind zwei Seiten ein und dersel- 
ben Medaille. 
Wenn Sie davon sprechen, daß Worte 
und Taten in der Verantwortung für den 
Frieden in ganz Europa, auch im ehema- 
ligen Jugoslawien und östlich der Grenze, 
die bis 1989/90 Deutschland, Berlin und 
Europa als Eiserner Vorhang geteilt hat, 
auseinanderklaffen, dann müssen Sie 
auch davon sprechen, daß Ihre Partei mit 
ihren Parteitagsbeschlüssen die Petersber- 
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ger Beschlüsse der Westeuropäischen 
Union als den „Versuch einer Militarisie- 
rung der Europäischen Union" diskredi- 
tiert und diffamiert hat. Wir können aber 
nicht zu einer gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik in Europa kommen, 
wenn die Bundesrepublik Deutschland in 
der Mitte Europas eine Sonderrolle für 
sich in Anspruch nimmt, wie es die Poli- 
tik der Sozialdemokraten ist. Sie führen 
uns in die Isolierung und in die interna- 
tionale und europäische Handlungsunfä- 
higkeit. 
Deswegen gehen wir von der Verantwor- 
tung — das teilen wir — für den unteilba- 
ren Frieden in Europa aus, der nicht wei- 
ter verletzt werden darf und wo Europa 
genügend versagt hat. Aber man kann 
doch nicht die Bundesregierung kritisie- 
ren, wenn man, wie die Sozialdemokra- 
ten, durch seine Blockade- und Verweige- 
rungshaltung die Bundesrepublik 
Deutschland handlungs- und bündnisun- 
fähig machen will und gleichzeitig dazu 
beiträgt, daß Europa nicht zu einer 
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspo- 
litik kommt. 

Blockade und Verhinderung 

Zur Inneren Sicherheit. Es wäre besser 
gewesen, Europa hätte früher zu einer 
gemeinsamen Politik gegen die Wande- 
rungsbewegungen gefunden. Das ist doch 
durch Ihre Blockade der Asylpolitik über 
Jahre verhindert worden. 
Es ist wahr, zu den großen Bedrohungen 
und Herausforderungen für die Stabilität 
unserer freiheitlichen Demokratien 
gehört die organisierte Kriminalität. Die 
Bedrohung der Inneren Sicherheit, die 
Aushöhlung unseres Rechtsstaats ist eine 
der fundamentalen Gefahren für die 
Überlebensfähigkeit freiheitlicher Demo- 
kratien. Aber dies ist nicht mit allgemei- 
nen Erklärungen zu mehr Zusammenar- 
beit in Europa zu lösen, und schon gar 

nicht ist die Drogenkriminalität damit t» 
bekämpfen, daß man die Drogen und l«1 

besondere die harten Drogen freigibt. 
Was ist denn das für eine Politik von 
Widersprüchen? 
Es macht übrigens, Herr Ministerpräsi- 
dent Scharping, bei mir einen schalen 
Geschmack, wenn Sie zu Recht Radika- 
lismus, Gewalt gegen Ausländer, Minde 

heiten in unserem Land kritisieren, abe 
im Satz zuvor die angeblichen Versäum- 
nisse der Bundesregierung beim Auft>a 

für Ostdeutschland zur Ursache für dies 
Gewalttätigkeiten erklären. Sie sollten 
noch einmal nachlesen, was Sie gesagt 
haben. Das ist ein gefährlicher Weg- •x 

sollten ohne Wenn und Aber jede Form 
von Gewalt gegen jeden Menschen, Au 

länder und Deutsche, Minderheiten ufl 
Mehrheiten, nicht entschuldigen, nicht 
relativieren, sondern mit aller Entschie' 
denheit verurteilen und mit aller Ent- 
schiedenheit dagegen vorgehen. 
Das, was Sie zur Wirtschafts-, Finanz- 
und Sozialpolitik gesagt haben, ist sch° 
wirklich ein tolles Stück. Wir haben ein 
Anteil der Neuverschuldung des Bund 
haushalts, gemessen am Volkseinkonin1 

— und das ist ja wohl die Finanzpolitik 
relevante Größenordnung — , der nac 

der Wiedervereinigung mit den gewah1 

gen Finanzierungslasten nach 40 Jahr 
Teilung und Sozialismus nicht höher i 
als am Ende sozialdemokratischer Re& 
rungszeit. Es ist doch eine unglaublich 
Verleumdung, was Sie gegen den Fina 
minister und die Finanzpolitik gesagt 
haben. 
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Paß Sie ausgerechnet heute von einer 
hemmungslosen Schuldenpolitik spre- 
chen, nachdem das Statistische Bundes- 
amt gerade gestern bekanntgegeben hat, 
daß die Inflationsrate in diesem Monat 
nieder unter 3 Prozent liegt, ist schon 
pfstaunlich. Das ist ein Wert, von dem Sie 
ln den Zeiten, in denen Sie Regierungs- 
Verantwortung in Bonn getragen haben, 
jücht einmal mehr zu träumen gewagt 
flaben. 
^as zeigt doch, daß die Stabilitätspolitik 
dieser Bundesregierung — gegen alle 
'flternationalen Vorhersagen — unge- 
w°hnlich erfolgreich ist. 

Slgndsbild gemalt 
^e haben übrigens bei Ihrem Elendsbild, 
das Sie von den neuen Ländern gezeich- 
net haben, zwei Dinge unterlassen zu 
*a8en: Zunächst einmal ist es eine ziem- 
lcfl miese Geschichte, Thüringen oder 
^fldere neue Bundesländer mit anderen 
*egionen in der Europäischen Union zu 
^gleichen, die seit 40 Jahren zu der 
^ohlstandsgemeinschaft der westlichen 
üemokratien und Marktwirtschaften 
pflören, während wir in Thüringen und 
fl den anderen neuen Ländern die 
W 
Wi 

eflde erst seit vier Jahren haben. 
. lr haben in den neuen Bundesländern 
fli vergangenen Jahr ein reales Wachs- 
Ulfl von 7,3 Prozent gehabt und in die- 

^fl! Jahr und im nächsten Jahr von 8 und 
5 Dozent. Unter den neuen Bundeslän- 

de ern hat übrigens das Land Thüringen 
v
le mit Abstand höchste Wachstumsrate 
°fl allen neuen Bundesländern, nämlich 
°fl über 11 Prozent real. 

j e.nn Sie da nun noch sagen — und das 
JJa nocn gefährlicher — , daß andere, 

fllich leistungsstarke Mitgliedsländer 
d
er Europäischen Union — wie der Bun- 

eb zu Recnt gesagl nat — ' aucn 
en höheren Anteil an den Finanzie- 

flgslasten europäischer Politik zu tra- 

gen haben, dann aber hinzufügen, wir 
würden für die neuen Länder nichts 
bekommen, dann hätten Sie doch erwäh- 
nen sollen, daß die Europäische Union in 
den Jahren von 1994 bis einschließlich 
1999, wenn ich es richtig im Kopf habe, 
in der Größenordnung von über 25 Milli- 
arden DM Fördermittel für die neuen 
Länder zur Verfügung stellt. 
Es heißt doch, den demagogischen Fein- 
den der europäischen Einigung die Leute 
zuzutreiben, wenn man solche Reden 
hält, ohne zu erwähnen, was Europa für 
die neuen Länder tut. 
Weil Sie bei der SPD so ausführlich vom 
Weißbuch der Kommission der Europäi- 
schen Union gesprochen haben, will ich 
Ihnen doch auch noch einmal nach der 
Devise „Die großen Worte und die kon- 
kreten Taten oder Positionen" sagen: 
Wissen Sie, wie in der Außen- und 
Sicherheitspolitik, wie in der Inneren 
Sicherheit, so sind die Sozialdemokraten 
auch im Blick auf eine gemeinsame Wirt- 
schafts-, Finanz- und Beschäftigungspoli- 
tik in Europa hoffnungslos isoliert. 
Die europäische Energiepolitik wird bei 
ihrer Harmonisierung auf die Nutzung 
der Kernenergie unter gar keinen 
Umständen verzichten, aber die Sozialde- 
mokraten wollen aussteigen. Das ist der 
Weg in die Isolierung Deutschlands. 

Große Worte, keine Taten 

Ja, erst große Worte von konkreten Taten 
reden, und wenn man vom Konkreten 
redet, dann ist nur noch Geschrei und 
sonst gar nichts mehr, und bei Herrn 
Scharping ist Stille. Das hat keinen Sinn. 
Wir reden jetzt über das Konkrete. 

DAS WEISSBUCH der Europäischen 
Kommission setzt auf private Finanzie- 
rung beim Bau moderner Verkehrswege. 
Der Widerstand der Sozialdemokraten 
auch nur gegen die Diskussion darüber 
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steht in einem eklatanten Widerspruch 
dazu. 

DAS WEISSBUCH der Europäischen 
Kommission spricht ausdrücklich davon, 
daß wir bei der Genehmigung von öffent- 
lichen und privaten Investitionen zu Ver- 
fahrensbeschleunigungen kommen müs- 
sen. 

Gegen das Verfahrensbeschleunigungsge- 
setz haben Sie schon 1991 im Bundesrat 
Widerspruch eingelegt. Nur, weil wir am 
Schluß noch die Stimmen von Branden- 
burg gewonnen haben, konnte es verab- 
schiedet werden. Bei jedem weiteren 
Schritt in der konkreten Beratung — ich 
habe ja gerade die Postreform genannt, 
das Gentechnikgesetz, die Energiepolitik 
— ist immer die Haltung der Sozialdemo- 
kraten im Bundestag: Nein! Mit Ihrer 
Mehrheit im Bundesrat blockieren Sie, 
Sie mißbrauchen den Bundesrat. 

DAS WEISSBUCH der Europäischen 
Union spricht von der Rigidität des 
Arbeitsmarktes, die beseitigt werden 
müßte, wenn wir die Chancen für mehr 
Beschäftigung nützen wollten. Es spricht 
davon, daß wir für geringer Qualifizierte 
flexiblere Tarife brauchten, um mehr 
Beschäftigung zu bekommen. Wer 
kämpft denn in diesem Lande dagegen? 
Die Sozialdemokraten. 

Das andere, das in dieser Europadebatte 
ebenfalls gesagt werden muß: Wenn wir 
für unser Land eine gute Zukunft sichern 
wollen, dann ist der Weg der europäi- 
schen Einigung, der zugleich auch der 
Weg der festen Einbindung des vereinten 
Deutschlands in die Gemeinschaft des 
freien Westens ist und bleibt, der alterna- 
tivlos richtige. Der aber bedeutet, daß wir 
international und europäisch handlungs- 
fähig bleiben müssen. 
Dies heißt, daß wir international auch 
Zustimmung zu unserer Politik finden 
müssen und daß wir auch in der Lage 

Wahlkampf-Argumente 

ENTSCHEIDUH6 

sein müssen, mit anderen gemeinsam zu 
handeln: in der Außen- und Sicherheits- 
politik, in der Innenpolitik, in der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik. 

SPD europäisch isoliert , 

Es führt doch wohl überhaupt kein Weg 
an der Erkenntnis vorbei, daß die Sozial- 
demokraten mit ihrer Position europäisch 
und international isoliert sind. Selbst in 
der Sozialistischen Internationale haben 
sie für ihre Position keine Verbündeten. 
Wenn die Führer der Sozialistischen 
Internationale, wenn die großen europäi- 
schen Sozialisten und Sozialdemokraten 
bei der Bundestagswahl 1994 zu wählen 
hätten, würden sie Helmut Kohl wählen- 
Sie wissen, daß das vereinte Deutschland 
mit dem Bundeskanzler Helmut Kohl, 
mit der Union und mit der Koalition der 
Mitte das Deutschland ist, das entschie- 
den und in jedem Zeitpunkt konsequent 
auf dem Weg zur europäischen Einigung 
vorangegangen ist, das auch in den näch- 
sten Jahren ein verläßlicher Partner blei- 
ben wird und das auch in der europäi- 
schen Politik kompromißbereit bleibt. 
Die Widerstände gegen europäische Poli- 
tik durch Unverständnis bei vielen unse- 
rer Mitbürger sind zu groß. Deswegen 
müssen wir für die Überzeugung werben, 
daß nur der Weg weiter zur europäischen 
Einheit und zur europäischsen Hand- 
lungsfähigkeit für unser vereintes 
Deutschland in der Mitte Europas eine 
gute Zukunft sichert. * 
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deutsche Ratspräsidentschaft 
steht vor wichtigen Aufgaben 

Unter Hinsehe, Vorsitzender der 
JrDU/csU-Gruppe in der EVP-Frak- 
.°n des Europäischen Parlaments zur 
eutschen Ratspräsidentschaft: 

Jj^h der Wahl des Europäischen Parla- 
ents müssen die drängenden institutio- 
Wen Fragen in der Europäischen Union 

^0rtert und die für 1996 geplante Regie- 
n8skonferenz zur Revision des Vertra- 

? s der Europäischen Union intensiv vor- 
reitet werden. Dies wird die eine vor- 

J*n8ige Aufgabe des neugewählten Parla- 
^tssein. 

eütschland übernimmt die Ratspräsi- 
». ^Schaft zu einem für die Europäische 
Son101? w'cntigen Zeitpunkt. Zum einen 
r. die Erweiterung der Union um Öster- 
I ch, Schweden, Norwegen und Finn- 
ed bis zum 1. Januar 1995 vollendet 
j. rden. Zum andern wird es gerade auch 
(je Aufgabe der deutschen Ratspräsi- 

ntschaft sein müssen, die Vorarbeiten 
\J Regierungskonferenz 1996 auf den 

e8 zu bringen. 
s Europäische Parlament hat mit sei- 

v 
r Zustimmung zu den Beitrittsverträgen 

K rantwortungsbewußtes Handeln unter 
el

Weis gestellt, denn die Zustimmung 
^^gte trotz erheblicher Bedenken gegen 

n im Rahmen der Beitrittsverhandlun- 
^ von den Regierungen ausgehandelten 

^ °nipromiß von Ioannina". Dieser 
s- ^Promiß sieht vor, daß dann, wenn 
(u   e*ne sogenannte starke Minderheit 
j^terhalb der Sperrminorität von 27 der 
e- Besamt 90 Stimmen) im Rat gegen 
Ve £n Vorschlag findet, zunächst weiter- 
,   handelt wird mit dem Ziel, zu einer 

sung 2U kommen? die mindestens von 
r qualifizierten Mehrheit im Rat 

§estütztwird. 

Dies verzögert nicht nur Entscheidungen, 
sondern der Rat hat damit eigenmächtig 
Regeln für das Entscheidungsverfahren 
aufgestellt, von denen auch das Parla- 
ment als mitenscheidendes Organ berührt 
ist. Die Entscheidungen in der Union 
dürfen nicht in den Händen der Ratsbü- 
rokratie — und damit in den Händen der 
nationalen Bürokraten — liegen, sondern 
müssen gleichberechtigt und demokra- 
tisch mit dem von den europäischen Bür- 
gerinnen und Bürgern gewählten Parla- 
ment getroffen werden. 
Unsere zentralen Forderungen sind des- 
halb: 
• Das Europäische Parlament muß im 
Rahmen eines echten Zwei-Kammer- 
Systems gleichberechtigter Gesetzgeber 
mit dem Ministerrat werden in allen 
Bereichen, die auf Unionsebene geregelt 
werden. 
• Die Zuerkennung des vollen Haus- 
haltsrechts, vor allem die Ausdehnung 
der parlamentarischen Mitentscheidung 
auf die Einnahmeseite des Haushaltes. 
• Das Recht auf Zustimmung des Euro- 
päischen Parlaments bei Änderungen der 
Verträge für die Europäische Union und 
die ihr zugrunde liegende Gemeinschaft. 
• Das neugewählte Parlament muß von 
Anfang an gleichberechtigt und vollstän- 
dig an der Vorbereitung der Regierungs- 
konferenz 1996 beteiligt werden. 
Die deutsche Bundesregierung und insbe- 
sondere Bundeskanzler Helmut Kohl 
haben sich immer für mehr Demokratie 
und die Rechte des Parlaments in der 
Union eingesetzt. Während der Ratspräsi- 
dentschaft werden sie auch für die Regie- 
rungskonferenz und die Zukunft der 
Union wegweisende Impulse geben.      • 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Klare Fakten, die den Erfolg 
unserer Politik belegen 

Anläßlich des Auftaktes der Bilanz- 
kampagne „Aufschwung Ost" erklärte 
Generalsekretär Peter Hintze am 30. 
Mai in Berlin: Am 1. Juli 1994 jährt 
sich zum vierten Mal der Tag des 
Inkrafttretens der Währungs-, Wirt- 
schafts- und Sozialunion. Die Deut- 
schen in Ost und West hatten sich ent- 
schlossen, die historische Chance zu 
nutzen und das nie dagewesene Unter- 
nehmen zu wagen, nach dem Scheitern 
der sozialistischen Planwirtschaft die 
Wirtschaftsordnung von einem Tag 
auf den anderen in die Soziale Markt- 
wirtschaft zu überführen. 

Was seitdem geleistet wurde, versetzt 
unsere Nachbarn in Erstaunen und bringt 
den Bürgerinnen und Bürgern unseres 
Landes die Hochachtung der anderen 
Nationen ein. Heute, nach vier Jahren, 
stelle ich fest: Der Weg in die Einheit ist 
gelungen — nicht zuletzt dank der Bereit- 
schaft der Menschen, die Herausforde- 
rung anzunehmen und zu meistern. 
Die Vollendung der Einheit wird auch in 
Zukunft Opfer von allen verlangen. Der 
Weg ist schwieriger und länger, als dies 
vor vier Jahren vorhersehbar war. Wir 
haben damals nicht absehen können, daß 
die Wirtschaft in Osteuropa zusammen- 
brechen würde. 
Die Geschichte gibt bisher kein Beispiel 
dafür, wie ein durch 40 Jahre sozialisti- 
sche Planwirtschaft in seinen wirtschaftli- 
chen Grundstrukturen zerstörtes und in 
seinen Wirtschaftsbeziehungen völlig ein- 
seitig ausgerichtetes Land erfolgreich in 

seinen Wirtschaftsbeziehungen einseitig 
ausgerichtetes Land erfolgreich in eine 
arbeitsteilige, moderne und internatiofl 
wettbewerbsfähige Volkswirtschaft 'nte' 
griert werden kann. Wie dies geht, konn 
niemand im Lehrbuch nachschlagen. 
Das sind die Fakten des Aufschwungs' 
den neuen Bundesländern: 

O In den neuen Bundesländern setzt 
sich ein nachhaltiges Wirtschaftswachs- 
tum durch, das mit voraussichtlich 8 • 
zent in diesem Jahr wesentlich höher »s 

Vier Jahre deutsch-deutsche 
Wirtschafts- und Währungs- 
union - eine Bilanz 

als die Entwicklung in anderen Indusu» 
ländern. Dieses Wirtschaftswachstum 
hält seit nunmehr drei Jahren unvernu11' 
dert an. Solides Wachstum ist die best^ef 
Grundlage für die Sicherung bestehen 
und die Schaffung neuer Arbeitsplatz^ • 
Andernfalls würde das Ziel der Angle1" 
chung der Lebensverhältnisse in West 
und Ost in weite Ferne rücken. In dies 
wichtigsten Punkt der Herstellung der 
wirtschaftlichen und sozialen Einheit 
kommen wir sehr gut voran. 

0 Wachstum ist nur möglich, weil die 
CDU-geführte Bundesregierung bei de 
Privatisierung der ehemaligen Staatsf 
triebe erfolgreich war und den Ordnung 
politischen Rahmen für selbständiges - 
wirtschaftliches Handeln gewährleiste 
Wesentlichen Anteil an dieser erfolgre)' 
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chen Politik hat die Treuhandanstalt. Sie 
war einstmals das größte staatliche 
Unternehmen der Welt und hat mittler- 
ste 13.836 Unternehmen und Betriebs- 
teile veräußert. 
Sie hat dabei viele unpopuläre Entschei- 
dungen treffen müssen. Unter der Füh- 
rung des Präsidenten Detlev Rohwedder, 
der einem feigen Attentat zum Opfer fiel, 
ünd der jetzigen Präsidentin Birgit Breuel 
hat die Treuhandanstalt Garantien für 
uber 1,5 Millionen Arbeitsplätze und 188 
Milliarden DM an Investitionen erreicht, 
^amit wurde ein stabiles Fundament vor 
allem im Bereich der industriellen Ferti- 
gung geschaffen, auf dem nun neue Indu- 
strieansiedlungen aufgebaut werden. 

El Wesentlichen Anteil am Aufschwung 
ln den neuen Bundesländern hat auch die 
völlige Neugestaltung einer leistungsfähi- 
gen öffentlichen Verwaltung und Rechts- 
0rdnung. Die in der ehemaligen DDR mit 
2>25 Millionen Personen völlig überbe- 
Setzte öffentliche Verwaltung ist deutlich 
Schlanker und damit auch wesentlich effi- 
2,enter geworden. Die Arbeit der Verwal- 
tungen war über das Alltagsgeschäft hin- 
aus wesentlich auch von der Aufarbei- 
tung der Rückstände und Mißstände der 
^ED-Diktatur geprägt, zum Beispiel im 
Bereich der Rechtsorgane, der Sozialver- 
sicherungen und des Katasterwesens. Bei 
fiesem Aufbauwerk haben über 16.000 
°eamte und Angestellte aus den alten 
Bundesländern mitgewirkt. Vor allem 
a°er war es die Leistung der Landesregie- 
rungen, der Kreis- und Stadtverwaltun- 
gen sowie der sie tragenden Parlamente, 
^ier hat die CDU wie keine andere poli- 
l,sche Kraft Verantwortung getragen und 
Aufbauarbeit geleistet. 

«4 Der völlige Umbau der Wirtschafts- 
struktur in den neuen Bundesländern hat 
die in der DDR in erheblichem Umfang 
^°rhandene, aber verdeckte Arbeitslosig- 
keit offengelegt. 

Die Politik läßt die jetzt von Arbeitslosig- 
keit betroffenen Bürgerinnen und Bürger 
nicht allein. Durch den massiven und 
gezielten Einsatz der Instrumente der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik konnte der 
Arbeitsmarkt im Jahr 1993 um etwa 1,7 
Millionen Arbeitssuchende entlastet wer- 
den. Seit der Wende wurden weit über 2 
Millionen Arbeitnehmer über die Bun- 
desanstalt für Arbeit weitergebildet oder 
umgeschult. Die Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen und das neue Instrument 
der Lohnkostenzuschüsse für bestimmte 
Tätigkeiten im Bereich des Umweltschut- 
zes, der sozialen Dienste und der Jugend- 
hilfe erreichen in den neuen Ländern 
Rekordniveau. 
Die Zahl der Maßnahmen ist in diesem 
Jahr etwa zehnmal so hoch wie in West- 
deutschland im Krisenjahr 1982 unter der 
Verantwortung der SPD. Eine weitere 
erhebliche Entlastung findet durch den 
Bezug von Altersübergangs- und Vorru- 
hestandsgeld statt. 
Dies alles war nur durch die drastische 
Aufstockung des Haushalts der Bundes- 
anstalt für Arbeit möglich, der nicht nur 
durch Beiträge der Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber, sondern auch durch einen 
Bundeszuschuß aus Steuermitteln (1993: 
ca. 25 Milliarden) gestärkt wird. 

Q Die Politik für Wachstum und 
Beschäftigung und der konsequente Ein- 
satz arbeitsmarktpolitischer Instrumente 
konnten den völligen Einbruch am 
Arbeitsmarkt in den neuen Bundeslän- 
dern wirksam verhindern. Bereits seit 
einiger Zeit entstehen so in weiten Teilen 
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der neuen Bundesländer Monat für 
Monat deutlich mehr neue Arbeitsplätze, 
als alte wegfallen. Die Zahl der Arbeitslo- 
sen ist jetzt auf gut 1,2 Millionen gesun- 
ken, die Quote liegt bei 16,2 Prozent. 
Besonders wichtig ist für die CDU auch, 
daß die Jugendarbeitslosigkeit in den 
neuen Bundesländern mit etwa 9 Prozent 
deutlich niedriger liegt als die durch- 
schnittliche Arbeitslosigkeit. Hierzu 
haben auch die drei Lehrstellenoffensi- 
ven der Bundesregierung beigetragen: 
Eine solide Ausbildung ist die beste Vor- 
aussetzung für einen guten Start in das 
Berufsleben. 

El Nicht nur in der Arbeitsmarktpolitik, 
sondern auch in den anderen Bereichen 
der Sozialpolitik ist die soziale Einheit 
weitgehend hergestellt, sofern der Staat 
direkt darauf Einfluß nehmen kann. 
Die Renten in den neuen Bundesländern 
wurden seit der Wende achtmal deutlich 
erhöht. Die Standardeckrente als Ver- 
gleichszahl für das Rentenniveau erreicht 
bereits heute über 75 Prozent der Eck- 
rente im Westen. Da in den neuen Bun- 
desländern mehr Frauen erwerbstätig 
waren als in der alten Bundesrepublik 
und somit verstärkt auch eigene Renten- 
ansprüche erworben haben, erreicht das 
durchschnittliche Renteneinkommen 
eines Haushalts sogar fast 95 Prozent des 
Westniveaus. Die Rentner sind damit 
deutliche Gewinner der Einheit. 

Qj Eine große Herausforderung war 
auch die Sicherstellung einer medizinisch 
hochwertigen und umfassenden Gesund- 
heitsversorgung für die gesamte Bevölke- 
rung. Denn durch Mängel im Gesund- 
heitssystem und die erheblichen Umwelt- 
belastungen traten in der ehemaligen 
DDR viele Krankheiten gehäuft auf. Die 
Lebenserwartung lag deutlich unter der 
in den alten Bundesländern. 
Träger des modernen Gesundheitswesens 

in den neuen Bundesländern ist heute das 
bewährte gegliederte Gesundheitssystem 
der alten Bundesrepublik Deutschland. 
Es setzt auf Ärzte in freier Niederlassung' 
leistungsfähige Krankenhäuser und 
umfassende präventive Maßnahmen. Gaj> 
es in der ehemaligen DDR lediglich 2.000 
Medikamente, sind heute alle 70.000 
auch im Westen zugelassenen Arzneimit' 
tel in den neuen Bundesländern verfüg- 
bar. Durch Soforthilfeprogramme für 
Krankenhäuser in den neuen Bundeslän- 
dern konnte dem schlechten Bauzustand 
und dem erheblichen Investitionsbedarf 
im medizinischen Bereich wirksam begeg' 
net werden. 

El Die SED-Diktatur hat trostlose Plat- 
tenbauten und heruntergekommene Alt- 
bauten hinterlassen. Deshalb ist es eine 
vordringliche Aufgabe, menschenwürdi- 
gen bezahlbaren Wohnraum zu schaffen- 
Die Regelung der Altschulden im Woh- 
nungsbau — der Bund trägt hierbei die 
Hauptlast — hat einen gewaltigen Inve- 
stitionsschub ausgelöst. In diesem Jahr 
wird die Zahl der Baugenehmigungen 
rund 100.000 erreichen. Das ist mehr als 
viermal so viel wie vor dreieinhalb Jah- 
ren. In der Welt gibt es kein zweites 
Land, das in einem Gebiet mit rund 17 
Millionen Einwohnern eine solche Bau- 
leistung schafft. 

El Eine gute Infrastruktur ist die Vor- 
aussetzung für wirtschaftlichen Erfolg- 
Diese war jedoch zu DDR-Zeiten in 
einem desolaten Zustand, behinderte 
Investitionen und schränkte die Bürger 
ein. In den vergangenen vier Jahren sind 
5.790 Kilometer Bundesfernstraßen 
instandgesetzt oder neu gebaut, 770 Brü*' 
ken repariert und 3.000 Kilometer Schie- 
nennetz der Eisenbahn saniert worden. 
Eine gigantische Aufbauleistung der Bu 
ger. 
Seit der Wiedervereinigung wurden run 
2,3 Millionen Telefonanschlüsse neu ein- 
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Die Maske ist 
gefallen 
j^ur Koalitionsaussage des SPD- 
Bundesgeschäftsführers Verheugen 
ei"klärte der Erste Parlamentari- 
sche Geschäftsführer der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen 
"üttgers: 
Jetzt ist die Alternative klar. Die Men- 
gen in diesem Land wissen, vor wel- 
ker Entscheidung sie stehen: Rot- 
^rün oder Fortsetzung der Koalition 
^er Mitte. Außenpolitische Isolation 
0(Jer Stabilität im Bündnis. Freigabe 
v°n harten Drogen oder entschlosse- 
ner Kampf gegen Dealer und andere 
^minelle. Anschlag auf Marktwirt- 
Schaft und Arbeitsplätze oder Siche- 
F^g des Zukunftsstandorts Deutsch- 
land. 

~*e Maske ist gefallen. Mit einem 
Schlag hat SPD-Bundesgeschäftsfüh- 

rer Verheugen den verzweifelten Ver- 
nebelungsaktionen des SPD-Vorsit- 
zenden Scharping ein jähes Ende 
bereitet. Die SPD will den Pakt mit 
den Grünen, um an die Macht zu 
kommen. Scharpings Versuch, die 
Wählerinnen und Wähler zu täuschen, 
ist kläglich gescheitert. 
Das Programm der Grünen ist ein Pro- 
gramm der verbrannten Zukunft: weg 
mit der Bundeswehr, raus aus der 
NATO, raus aus der Kernenergie, 
Freigabe von Drogen. Wenn Rot-Grün 
wahr würde, dann ist Deutschlands 
Sicherheit durch außenpolitische Iso- 
lation gefährdet, ist der Zukunfts- 
standort Deutschland am Ende. Hun- 
derttausende Arbeitsplätze wären 
bedroht. 

Einen ersten Vorgeschmack auf das, 
was bei Rot-Grün auf uns zukäme, lie- 
fert die prompte Forderung der Grü- 
nen-Politikerin Antje Vollmer: Rot- 
Grün heißt „in jedem Fall" Tempoli- 
mit und Benzinpreiserhöhung. 

b nchtet. Insgesamt stehen in den neuen 
> ndesländern jetzt über vier Millionen 
de e50nanschlüsse zur Verfügung. Vor 
*eh    auerofr"nung konnte nur jeder 
tiie

nte Burger von zu Hause aus telefo- 
/^n» heute bereits jeder vierte. 

J Die SED-Diktatur hat auf den Kl sCu 
Hü ttz Von Umwe,t und Natur keine 

c
ksicht genommen. 

on j °'°gische Sanierung in den neuen 
.   Ksicht genommen. 

ü ^logische Saniei».i6, 
.   Isländern ist seit der Wiedervereini- 

^öch e,ne umweltP°l»tiscne Aufgabe 
^Du 6r Priorität- Insgesamt hat die 
n      "geführte Bundesregierung in den 
\jp 

en Bundesländern bis Ende 1993 für 
de^e,tschutzprojekte rund 32 Milliar- 
bCf • ^ an Zuschüssen und Darlehen 

estellt. 

Erste wichtige Erfolge sind vor allem 
auch in der Braunkohlesanierung zu ver- 
zeichnen. Allein im Lausitzer Revier wur- 
den rund 75 Millionen Kubikmeter Erd- 
massen bewegt, um die Tagebaurestlö- 
cher zu füllen. 

Mit der Sanierung der neuen Bundeslän- 
der werden zugleich modernste Techno- 
logien entwickelt, die langfristig auf dem 
Weltmarkt den Absatz deutscher Umwelt- 
produkte sichern. Im Jahr 2000 werden 
350.000 Menschen in den neuen Bundes- 
ländern im Umweltschutz beschäftigt 
sein. 

Dies sind klare Fakten, die den Erfolg 
unserer Politik belegen. Hierfür hat die 
CDU unter Führung von Bundeskanzler 
Helmut Kohl den Weg bereitet. • 
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Probleme mit der Wirklichkeit 

SPD: Kurs auf 
Rot-Grün 
Mit seinen jüngsten Äußerungen zu 
einer rot-grünen Koalition hat der 
SPD-Bundesgeschäftsführer, Günter 
Verheugen, endlich die Katze aus dem 
Sack gelassen: „Ich vermute, daß Rot- 
Grün auch auf Bundesebene längst sei- 
nen Schrecken verloren hat", erklärte 
Verheugen im Spiegel. 

Weiter heißt es dort: „Der ökologische 
Wandel wäre sicher leichter mit den Grü- 
nen durchzusetzen." 
(Der Spiegel, 30. 5. 1994) 
Damit ist klar, worauf die SPD abzielt: 
auf ein rot-grünes Bündnis. Auch die 
Pressekommentare lassen daran keinen 
Zweifel: „Jetzt ist es also doch passiert. 
Was Rudolf Scharping unter allen 
Umständen hatte vermeiden wollen, hat 
ihm nun ausgerechnet sein bisher loyaler 
Mitstreiter eingebrockt: Eine Debatte 
über mögliche Koalitions-Präferenzen. 
Mit seinem relativ unverhohlenen Plä- 
doyer für Rot-Grün hat SPD-Generalse- 
kretär Günter Verheugen seiner Partei 
keinen guten Dienst erwiesen." 
(Der Tagesspiegel, 30. 5. 1994) 
Kaum waren die Äußerungen Verheu- 
gens in der Welt, da versuchte die SPD 
schon wieder ein Verschleierungsmanö- 
ver und sprach von „Überinterpretation". 
(SPD-Presseerklärung, 29. 5. 1994) 
„Die SPD fällt in diesen Tagen vor allem 
dadurch auf, daß Äußerungen ihrer Spit- 
zenpolitiker im nachhinein relativiert und 
entschärft werden. Das war vor knapper 
Wochenfrist bei den Bemerkungen vom 
Parteichef über die Wahl des Bundesprä- 
sidenten so, und es wiederholte sich 
gestern nach einem Interview von Bun- 

desgeschäftsführer Verheugen." 
(Die Welt, 30. 5. 1994) 
Man darf aber sicher sein, daß Verheug 
nicht ohne Hintergedanken die rot-grön 

Verlobungsanzeige ausgegeben hat: „y 
heugen ist Politprofi genug, um die Bri- 
sanz seiner Worte richtig einzuschätzen, 
man darf ihm getrost unterstellen, daßsl 

nicht zufällig gewählt wurden." 
(Die Welt, 30. 5. 1994) 

Beleidigte Leberwurst  ^ 

Unterdessen befindet sich „Scharpinglfll 

Tief (Stuttgarter Zeitung, 28. 5. 1994) 
„Keine leichte Woche für Rudolf Schar- 
ping: Erst die Niederlage der Sozialde- 
mokraten bei der Wahl des neuen Bun- 
despräsidenten, dann das vernichtende 
Presseecho auf den Umgang des SPD'   . 
Chefs mit seiner Niederlage — schlech 
Verlierer, beleidigte Leberwurst!" (eben0 

Rudolf Scharping und die SPD sind 
offenbar völlig außer Tritt geraten. J0* 
allem Scharpings Reaktion zeigt, wiese 

die Nerven bei der SPD angesichts dies6 

doch eingeplanten Sieges der Koaliti°fl 

blank liegen." 
(Nürnberger Nachrichten, 25. 5. 1994) 
Die SPD bietet wieder ihr altes Bild def 
Zerstrittenheit: „... Geschlossenheit ufl 

Berechenbarkeit sind vorerst wieder 
passe. Erst Scharpings Flop mit den B 
serverdienenden, dann der mühsam ve 

deckte Krach um das Tempolimit, die 
Auseinandersetzung zwischen Lafonta 
und Dressler über die Kürzung von 
Sozialleistungen..." 
(Stuttgarter Zeitung 28. 5. 1994) 
Angesichts dieses Durcheinanders bei 
SPD antwortete selbst der Grüne Tom 
Koenigs auf die Frage: „Wie finden S ^ 
Scharping?": „Ich finde ihn gar nicht-    • 
(Der Spiegel, 23. 5. 1994) 

x 
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Klarer Erfolg unserer Wirtschaftspolitik 
Zur aktuellen Schätzung der Infla- 
tionsrate durch das Statistische Bun- 
desamt erklärte der wirtschaftspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Rainer Haungs: 

Nachdem die Konjunktur und der Export 
seit mehreren Monaten wieder Tritt 
gefaßt haben, zeigt sich nun mit dem 
Rückgang der Inflationsrate auf unter 
3 Prozent ein weiterer Erfolg der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik von CDU/ 
CSU und FDP. Die entschlossenen und 
frühzeitig eingeleiteten Maßnahmen zur 
Sicherung und Stärkung des Wirtschafts- 
standortes Deutschland sowie die solide 
und wegweisende Finanzpolitik von Bun- 
desfinanzminister Waigel haben Zins- 
spielräume eröffnet, die nun der deut- 

schen und der gesamten europäischen 
Konjunktur zugute kommen. 
Dies verbessert die Chancen für eine wei- 
tere Belebung des Arbeitsmarktes, die 
vorrangiges Ziel von Koalition und Bun- 
desregierung ist. 
Niedrige Zinsen und niedrige Inflations- 
raten stärken im Zusammenwirken mit 
einer stabilitätsorientierten Konsolidie- 
rungspolitik den Investitions- und Wirt- 
schaftsstandort Deutschland im interna- 
tionalen Wettbewerb. 
Sie sind gleichzeitig wichtige Vorausset- 
zungen für eine Fortsetzung der zurück- 
haltenden Lohnpolitik des laufenden Jah- 
res, die mittelfristig zu einem höheren 
Wachstum und höheren privaten Ein- 
kommen führen wird. 

Milliarden Mark zusätzlicher Kaufkraft 
in den Geldbeuteln der Verbraucher. 
Weil brutto für netto verfügbar, ist die- 
ses eine Prozent nicht weniger als zwei 
Prozent Lohnerhöhung wert, was im 
Zeichen der tariflichen Nullrunde man- 
ches Loch stopft. Inflationslinderung ist 
außerdem aber die sozialste Form der 
Wohlstandsmehrung, weil von ihr auch 
Gering- und NichtVerdiener profitieren. 

Die Freude über die Zwei aber reicht 
weiter; denn als Monatsmarke fügt sie 
sich in einen Trend, der weiter abwärts 
in Richtung Eins und Geldwertstabilität 
weist — ein Ziel, das nach Erreichen 
der deutschen Einheit für alle Zeiten zu 
entschwinden drohte. Als Hüterin der 
Stabilität dürfte die Bundesbank die 
Zahlen mit besonderer Befriedigung zur 
Kenntnis nehmen. Sie bestätigen ihre 
Politik und sollten sie zugleich zu weite- 
ren moderaten Zinsschritten ermutigen. 

Die Welt 

Kommentar 
Die Zwei vor dem Komma 
Noch ist die frohe Kunde aus Wiesba- 
den nur eine Schätzung. Aber wer die 
Vorsicht der Volkswirte vom Statisti- 
schen Bundesamt kennt, zweifelt nicht 
an ihrer Zuverlässigkeit: Erstmals seit 
über drei Jahren erscheint in der Infla- 
tionsstatistik fur den zu Ende gehenden 
Mai wieder eine Zwei vor dem Komma. 
Der Preisindex für die Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte ist binnen Jah- 
resfrist um 2,9 Prozent gestiegen. — 
Immer noch zuviel, wendet der stabili- 
tätsorientierte Zeitgenosse ein, und er 
hat zweifellos recht damit. Aber der 
Zwei ist eine segensreiche Wirkung 
trotzdem nicht abzusprechen. 
Ganz handfeste Vorteile bringt der 
Abstieg vom Inflationsgipfel jetzt und 
jedermann. Ein Prozent weniger Infla- 
tion bedeutet in absoluten Zahlen 18 
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Helmut Kohl macht den ersten 
Spatenstich für „Leuna 2000 U 

Mit einem symbolischen ersten Spa- 
tenstich hat Bundeskanzler Helmut 
Kohl am 25. Mai den Bau für die Erd- 
ölraffinerie „Leuna 2000" eingeleitet. 
Das größte Investitionsvorhaben in Ost- 
deutschland kostet 4,3 Milliarden DM 
und soll langfristig 2.250 Arbeitsplätze 
schaffen. Es wird vom französischen 
Energiekonzern Elf Aquitaine SA (Paris) 
sowie deutschen und russischen Partnern 
getragen. 
Anschließend gab der Bundeskanzler in 

Mit einem symbolischen 
ersten Spatenstich leiten 

Bundeskanzler Helmut 
Kohl und Philippe Jaffre, 
Präsident des französi- 
schen Energiekonzerns 
Elf Aquitaine SA (Paris), 

den Bau der neuen Erdöl- 
raffinerie „Leuna 2000" 
ein. Das größte Investi- 

tionsvorhaben in Ost- 
deutschland kostet 4,3 

Milliarden Mark und soll 
langfristig 2.250 Arbeits- 

plätze schaffen. Jaffre 
bezeichnete die Raffine- 
rie, die von Elf Aquitaine 

gemeinsam mit deut- 
schen und russischen 

Partnern errichtet wurde, 
als modernste und um- 

weltfreundlichste in Euro- 
pa. — DIE WELT kom- 

mentiert: Helmut Kohls 
Spatenstich im sachsen- 
anhaltinischen Chemie- 
dreieck symbolisiert die 
Bodenbereitung für den 
Aufschwung. 4,3 Milliar- 

den Mark Investitions- 
summe sind der richtige 

Dünger. 
Foto: dpa 

Bitterfeld das Zeichen für die Inbetrieb- 
nahme des ersten von drei Werken der 
Bayer AG (Leverkusen). Dort investiert 
Bayer 650 Millionen DM in 500 Arbeits- 
plätze. 

Helmut Kohl würdigte in Leuna den Bau 
der Raffinerie als Grundpfeiler der 
Zukunft der ostdeutschen Chemie-Indu- 
strie. Leuna werde zu einem Beispiel für 
die Erneuerung eines industriellen Kerns- 
„Das ist ein großartiger Tag für unser 
ganzes Land", sagte er zur bedeutendsten 
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deutsch-französischen Investition seit 
1945. 
^uch sei es vor 50 Jahren kaum denkbar 
Spesen, russische Unternehmen als Part- 
ner zu begrüßen. Für Deutschland sei es 

Mit einem Knopfdruck 
nimmt Bundeskanzler 
Helmut Kohl ein Methyi- 
cellulose-Werk der Bay- 
er-AG (Leverkusen) in 
Betrieb. Am symboli- 
schen Produktionsstart 
nehmen auch Bundes- 
wirtschaftsminister Gün- 
ter Rexrodt, der Vor- 
standsvorsitzende der 
Bayer-AG, Manfred 
Schneider, und Sachsen- 
Anhalts Ministerpräsi- 
dent, Christoph Bergner, 
teil. 
Foto: dpa 

höchst wichtig, daß seine Chemie ihre 
Weltmarktstellung behaupte. Helmut 
Kohl: „Diese Region ist dafür wie 
geschaffen". 
Elf-Chef Phillippe Jaffre nannte die Raf- 

Spatenstich für Leuna hat Signalwirkung 
Der Parlamentarische Geschäfts- 
führer der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Clemens Schwalbe, 
erklärte zum Besuch des Bundes- 
kanzlers in Sachsen-Anhalt: 
öer Spatenstich für die Raffinerie 
»Leuna 2000" durch den Bundeskanz- 
ler ist ein richtungsweisendes Zeichen 
für unsere Region. Insgesamt sollen 4,3 
^rd. DM investiert werden. Dies ist die 
größte Investition in den neuen Bun- 
desländern überhaupt. 
Nachdem noch vor wenigen Wochen 
das Scheitern drohte, ist es dem persön- 
lichen Einsatz des Bundeskanzlers zu 
Verdanken, daß nunmehr mit der 
Umstrukturierung dieses industriellen 
Kernbereiches begonnen werden kann, 
dieser Spatenstich wird mit Sicherheit 
auch eine Signalwirkung haben, die 

weitere Investoren im sogenannten 
Chemiedreieck anziehen wird. 

Mit der Inbetriebnahme des ersten von 
drei Werken der Bayer AG in Bitterfeld 
ist ein weiteres Zeichen für den Auf- 
schwung Ost gesetzt worden. Nach 
langwierigen Verhandlungen hat sich 
die Bayer AG entschlossen, in unsere 
Region 650 Mio. DM in 500 Arbeits- 
plätze zu investieren. Hier zeigt sich, 
was Erhaltung industrieller Kerne 
bedeutet: Nicht Subventionierung ver- 
alteter Betriebe um jeden Preis, son- 
dern Schaffung neuer, zukunftsträchti- 
ger und sicherer Arbeitsplätze an den 
alten Standorten. Wir werden in abseh- 
barer Zeit über die größte und modern- 
ste Erdölraffinerie Europas und eine 
Reihe weiterer moderner Chemieunter- 
nehmen in unserer Region verfügen. 
Darauf können wir stolz sein. 
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Kommentare 
Hoffnungsschimmer 
Bundeskanzler Kohl konnte in Leuna 
und Bitterfeld die Früchte seiner Hart- 
näckigkeit ernten: Investitionen. An bei- 
den Chemiestandorten im Osten wer- 
den in den nächsten Jahren Milliarden 
investiert, durch das Engagement von 
Elf Aquitaine in Leuna und Bayer in 
Bitterfeld (nicht zu vergessen BASF in 
Schwarzheide) entstehen sehr wettbe- 
werbsfähige Produktionslinien. Dies ist 
vor allem Helmut Kohl zu verdanken, 
der für den Erhalt der alten Unterneh- 
men eintrat, als vordergründig alles für 
eine Stillegung der stinkenden Gift- 
schleudern sprach. 
Noch blühen Bitterfeld und Leuna 
nicht, aber die ersten Pflänzchen sprie- 
ßen. General-Anzeiger, Bonn 

Wendepunkt erreicht 
Bevor blühende Landschaften entste- 
hen, muß der Boden aufbereitet und der 
Dünger für das kraftvolle Aufkeimen 
der Wirtschaft gestreut sein. Die ersten 
Wirkungen sind unübersehbar: Hohe 
Wachstumsraten, eine beachtliche Inve- 
stitionsdynamik und der Boom einzel- 
ner Branchen signalisieren, daß in den 
neuen Ländern endlich der Wende- 
punkt erreicht ist. Die Welt 

Grund zu Optimismus 
Für Helmut Kohl war es ein persönli- 
cher Erfolg, am Mittwoch in Leuna zu 
sein. Für die 4,3-Milliarden-Investition 
von Elf Aquitaine hatte sich der Kanz- 
ler besonders stark gemacht... Inve- 
stiert in die ostdeutsche Chemieindu- 
strie hat auch die Bayer A G. In Bitter- 
feld nahm heute das erste von drei Wer- 
ken die Produktion auf. Zwei Investitio- 
nen — für den Kanzler Grund zu Opti- 
mismus. ARD 

Ein großer Schritt nach vorn 
Das war ein guter Tag für Sachsen- 
Anhalt, für die Menschen in der Che- 
mie-Region und für die Zukunft. Mit 
dem Spatenstich für die neue Raffinerie 
in Leuna und der Produktionsaufnah- 
men von Bayer in Bitterfeld ist einer der 
industriellen Kerne gerettet. Der Wirt- 
schaftsstandort Sachsen-Anhalt hat am 
heutigen Mittwoch einen großen Schritt 
nach vorne getan. Da soll noch einmal 
einer sagen, hier passiert nichts. Noch 
vor einigen Jahren wiesen Satellitenkar- 
ten Bitterfeld als schmutzigste Region 
Europas aus, und heute wird Bitterfeld 
mehr und mehr zu einem Synonym für 
moderne Zukunftstechnologie. So ganz 
langsam geht die Saat auf, die vor vier 
Jahren von Politikern, Managern und 
Arbeitern gesät wurde.       MDR 3-TV 

finerie die modernste und umweltfreund- 
lichste in Europa. Bislang ist Elf in 
Deutschland mit 6.000 Mitarbeitern an 30 
Standorten aktiv. Die Raffinerie Leuna 
wird in der dreijährigen Bauphase bis zu 
5.000 Menschen beschäftigen. 
Das vom Bundeskanzler symbolisch in 
Betrieb genommene Bayer-Werk in Bit- 
terfeld dient der Herstellung von jährlich 
5.000 Tonnen Methylcellulose, einem 
Hilfsstoff für die Bauindustrie. Bayer 

investiert in den Betrieb mit 42 Arbeits- 
plätzen 80 Millionen DM. 
Helmut Kohl versicherte vor rund 500 
Ehrengästen, Bitterfeld habe mit dieser 
Investition als Chemiestandort eine 
Zukunft: „Er wird einer der besten in 
Deutschland und Europa". Zwar hätten 
in den vergangenen Jahren viele Men- 
schen den Arbeitsplatz verloren, doch 
jetzt stünden die Zeichen auf Auf- 
schwung. ' 
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Sendetermine unserer Werbespots bis zum 11. Juni 
Die Spot-Termine in den öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten sowie in den 
öffentlich-rechtlichen Radio-Sendern haben wir im UiD 16/94 veröffentlicht. Wir 
können uns deshalb in dieser Ausgabe auf die privaten TV-Anstalten von Montag, 
den 6. Juni, bis Samstag, 11. Juni, beschränken: 

Montag, 6. 6.: Donnerstag ,9.6.: 
18.55 Uhr          in RTL 2 14.40 Uhr in DSF 
ca. 19.25 Uhr    in SAT 1 18.25 Uhr in Kabelkanal 
20.10 Uhr          in PRO 7 19.20 Uhr in PRO 7 
ca. 22.05 Uhr    in RTL ca. 21.05 Uhr in RTL 
22.54 Uhr          in n-tv ca. 21.15 Uhr in SAT 1 
23.54 Uhr          in n-tv 21.24 Uhr in n-tv 

22.00 Uhr in RTL 2 
Dienstag, 7. 6.: 22.24 Uhr in n-tv 

14.40 Uhr          in DSF Freitag, 10. 6.: 
18.00 Uhr         in IA Berlin/Branden- ca. 17.25 Uhr in RTL 

burg 17.55 Uhr in Kabelkanal 
ca. 20.05 Uhr    in SAT 1 18.00 Uhr in IA Berlin/Branden- 
20.15 Uhr          in Kabelkanal burg 

in RTL 2 20.54 Uhr          in n-tv 18.15 Uhr 
21.05 Uhr          in PRO 7 19.20 Uhr in PRO 7 

Mittwoch, 8. 6.: ca. 20.10 Uhr in RTL 
ca. 20.10 Uhr in SAT 1 

ca. 17.55 Uhr    in RTL 20.15 Uhr in Kabelkanal 
18.00 Uhr          in IA Berlin/Branden- 22.20 Uhr in DSF 

burg 23.54 Uhr in n-tv 
18.55 Uhr          in RTL 2 
19.15 Uhr          in Kabelkanal Samstag, 11.6.: 
ca. 20.05 Uhr    in SAT 1 ca. 20.10 Uhr in RTL 
20.10 Uhr          in PRO 7 ca. 20.10 Uhr in SAT 1 
21.54 Uhr          in n-tv 23.54 Uhr in n-tv 

Union jetzt in allen Umfragen deutlich vor SPD 
Erstmals hat die CDU/CSU die 
SPD im Superwahljahr 1994 in der 
Wählergunst deutlich überholt. 
Auch der Koalitionspartner FDP 
verbucht Gewinne. 
Vier Meinungsforschungs-Institute 
sehen die Union vor der SPD. Forsa 

registriert 42 gegen 39 Prozent. Wik- 
kert meldet 39,9 Prozent für die CDU/ 
CSU gegen 37 Prozent für die SPD. 
Das Institut Basis Research ermittelt 
im Auftrag des Magazins „Focus" 38 
Prozent für die Union und 37 für die 
SPD. Emnid gibt der Union für die 
Europawahl 40, der SPD 38 Prozent. 
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Schwangerschaftsabbruch 
bleibt Unrecht 

Seit beinahe genau einem Jahr liegt 
uns ein richtungsweisendes Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vor. Wir — 
und hier spreche ich für die große 
Mehrheit der CDU/CSU — haben 
uns entschlossen, dem vom Bundesver- 
fassungsgericht vorgezeichneten Weg 
einer Beratungsregelung zu folgen. 

Umsetzung des Urteils heißt für uns: voll- 
ständige Befolgung aller Vorgaben und 
Auflagen. Das Urteil ist kein Steinbruch, 
aus dem jeder nach Belieben das ihm 
Genehme herausnehmen kann. Mit dieser 
Entscheidung steht eine Menge Ver- 
trauen auf dem Spiel — das Vertrauen 
der Bürger in die rechtsbefriedende 
Funktion unseres höchsten Gerichts und 
— noch wichtiger — in die verantwor- 
tungsvolle Wahrnehmung von Rechtset- 
zungsbefugnis des Gesetzgebers in einem 
so sensiblen Bereich wie dem des Lebens- 
schutzes. 
Ich vermag deshalb wenig Verständnis 
dafür aufzubringen, wenn die SPD mit 
ihrem Entwurf zum Teil bewußt unter- 

CDU Thüringen mit neuer 
Telefonnummer 
Ab sofort ist die CDU-Landesge- 
schäftsstelle Thüringen nur noch über 
ihre neue Telefonnummer zu errei- 
chen. Sie lautet: (0361) 3449-0. Die 
Fax-Nummer ist wie bisher (03 61) 
669225. Alle anderen Telefonnum- 
mern sind entweder schon abgeschal- 
tet oder werden in den nächsten Tagen 
abgeschaltet. 

halb zwingender verfassungsrechtlicher 
Vorgaben bleibt. 
Zu nennen wären: die relativierende Ziel- 
orientierung der Beratung; die lücken- 
hafte Umsetzung der strafbewehrten ärzt- 
lichen Pflichten; der nahezu vollständige 

Von Irmgard Karwatzki, 
Vorsitzende der Arbeitsgruppe 
„Schutz des ungeborenen 
Lebens" der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

Verzicht auf zusätzliche Strafvorschriften 
für das soziale und familiäre Umfeld der 
Schwangeren; die sich im rechtsstaatli- 
chen Grenzbereich bewegende Kostenab- 
wicklung über die Krankenkassen für 
nicht rechtmäßige Schwangerschaftab- 
brüche bei Bedürftigkeit. 
Die unmißverständliche Botschaft des 
Urteils lautet: Der Schwangerschaftsab- 
bruch ist und bleibt Unrecht. Aber es gilt 
auch: Der Schutz des ungeborenen 
Lebens kann nur mit und nicht gegen die 
Frau erreicht werden. Unser Gesetzent- 
wurf trägt beiden Gesichtspunkten Rech- 
nung. 

Deutliche Differenzierung 
Zum einen wird sehr deutlich zwischen 
rechtmäßigen Abbruchen in engen Aus- 
nahmefällen und lediglich straflosen 
Abbruchen nach erfolgter Beratung diffe- 
renziert. Zum anderen akzeptiert der Ent- 
wurf mit der Ergebnisoffenheit der Bera- 
tung die Letztentscheidung der Frau.     * 
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Ost-Rentnern geht es so gut wie nie 
pUndlage für ein einheitliches Ren- 
jörecht in ganz Deutschland ist das 
^»ten-Überleitungsgesetz von 1991. 
^e,t dem 1. Januar 1992 haben nun- 
mehr auch die Rentner in den neuen 
^»»desländern erstmals Anspruch auf 
löe dynamische Rente. 
ies bedeutet: Auch in wirtschaftlich 

R
nd finanziell schwieriger Zeit steigen die 

Jenten in Ost und West entsprechend 
ö

em Anstieg der Löhne und Gehälter. 
>.as bedeutet aber auch: In den neuen 

ündesländern steigen die Renten ent- 
gehend stärker, da auch die Lohnent- 
r^klung stärker verläuft als in den alten 

"Flandern. Zum 1. Juli 1993 sind in 
ln neuen Bundesländern die Renten um 

*u 

e«ek 
Ei 

tiv 14,24 Prozent gestiegen. 

,JJJ halbes Jahr später, zum 1. Januar 
? H wurden sie um 3,64 Prozent erhöht. 

ÜI* 1. Juli dieses Jahres erfolgt ein wei- 
p^r Anstieg der Ost-Renten um 3,17 
r°zent. Das verfügbare Renteneinkom- 

Jen eines Rentners, der 45 Jahre lang 
,ürchschnittlich verdient hat, steigt in 
f !esem Jahr gegenüber dem Jahr 1993 um 
Uber 12 Prozent, 
t; 
f Scheidend ist, was der Rentner sich 
.. Sein Geld auch kaufen kann. Durch 

*e solide Sparpolitik der Bundesregie- 
n8 »st die Preisentwicklung gebremst 

worden, so daß dem Rentenanstieg von 
über 12 Prozent eine geschätzte Preisent- 
wicklung von rund vier Prozent in diesem 
Jahr gegenübersteht. Auch das Verhältnis 
zwischen Ost- und Westrenten hat sich 
positiv entwickelt. Die verfügbare Stan- 
dardrente wird sich am 1. Juli 1994 in den 

Von Rudolf Kraus, Parla- 
mentarischer Staatssekretär 
im Arbeitsministerium 

alten Bundesländern auf 1931,31 DM 
und in den neuen Bundesländern auf 
1451,17 DM erhöhen. 
Damit erreicht die verfügbare Standard- 
Ostrente 75,5 Prozent der vergleichbaren 
Westrente. Am 30. Juni 1990, dem Tag 
vor der Wirtschafts-, Währungs- und 
Sozialunion, lag dieses Verhältnis — je 
nach Rentenbeginn der Ostrenten — 
noch zwischen rd. 29 Prozent und 37 Pro- 
zent. Die Versichertenrenten in den 
neuen Ländern werden mit der Anpas- 
sung zum 1. Juli 1994 gegenüber dem 
Stand Juni 1990 durchschnittlich auf das 
rd. 2,5fache steigen. 
Den meisten Rentnerinnen und Rentnern 
in den neuen Bundesländern geht es 
heute so gut wie nie zuvor. 

1993 wieder mehr DSB-Mitglieder 
Öer Deutsche Sportbund (DSB) wächst und wächst. Im Vorjahr konnte die 
Dachorganisation der Sportverbände erneut 720.966 neue Mitglieder und eine 
^achstumsquote von 3,05 Prozent verzeichnen. Damit sind jetzt genau 
24.372.316 Bundesbürger in der größten deutschen Bürgervereinigung organi- 
siert. 1992 lag der Anstieg noch bei knapp zwei Prozent. Dies geht aus einer im 
^SB-Pressedienst veröffentlichten Statistik hervor. Ein rückläufiger Trend ist 
lediglich im Alter zwischen 19 und 21 Jahren zu beobachten. 
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Erfolg der CDU: Tierversuche 
nehmen kontinuierlich ab 
Der Deutsche Bundestag hat am 20. 
Mai das Tierschutzgesetz novelliert. 
Das Gesetz wurde aufgrund der Erfah- 
rungen der letzten Jahre fortgeschrie- 
ben. Die CDU-geführte Bundesregie- 
rung hatte das Tierschutzrecht 1986 
bereits völlig neu überarbeitet. Seit- 
dem hat Deutschland das beste Tier- 
schutzgesetz weltweit. 
Die Tiere sind bei uns aber nicht nur im 
Tierschutzgesetz, sondern auch im Bür- 
gerlichen Gesetzbuch als Mitgeschöpfe 
anerkannt. Die CDU setzt sich für den 
bestmöglichen praktischen Tierschutz 
ein, für wirkliche Verbesserungen statt 
emotionaler Diskussionen. Augenfällig- 
ster Erfolg der Tierschutzpolitik der 
CDU ist die kontinuierliche Abnahme 
von Tierversuchen in einer Größenord- 
nung von ca. 10 Prozent jährlich. Zur jet- 
zigen Tierschutznovelle erklärte der Tier- 
schutzbeauftragte der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Meinolf Michels: 
Naturgemäß waren mit der vom Bundes- 
rat veranlaßten Novellierung des Tier- 
schutzgesetzes eine Vielzahl von Ände- 
rungsvorschlägen mit unterschiedlichsten 
Richtungen verbunden, die wiederum je 
nach Standpunkt sehr kontrovers bewer- 
tet werden. Es war mir ein Anliegen, 
diese Vorschläge sorgfältig auf ihre Tier- 
schutzrelevanz und praktische Umsetz- 
barkeit zu prüfen. Dazu hat eine sachlich 
geprägte Anhörung gedient, darüber hin- 
aus aber auch viele Gespräche im engen 
Kreis mit Fachleuten, die beruflich mit 
dem Tierschutzgesetz konfrontiert sind. 
Ebenso wichtig war mir die Einbindung 
des organisierten Tierschutzes bei diesen 
Beratungen. All dies hat gezeigt, daß die 
Tierschutzpolitik bei uns nicht im 
Schnellgang durchgepaukt wird. 

Aufgrund dieser intensiven und ausgieb1' 
gen Beratungsvorarbeit und darauf auf- 
bauenden Beratungen im Ernährungsaü 

schuß selbst können wir ein Beratungsef' 
gebnis vorweisen, das den Tierschutz m 
vielen Punkten verbessert, gleichzeitig 
aber den bürokratischen Aufwand redu- 
ziert. Im einzelnen sind folgende Punkte 
hervorzuheben: 

1. Tierhaltung: 
• Die Aufsicht über die Tierhaltung ^ 
in den verschiedenen Bereichen verbes- 
sert; in Verbindung damit wird in viele*1 

Fällen der Nachweis für die Sachkunde 
gefordert. 
• In Schlachthöfen ab 50 Großviehein- 
heiten Kapazität ist ein weisungsbefugt 
Verantwortlicher für die Einhaltung des 
Tierschutzgesetzes zu benennen. 
• Künftig soll sichergestellt werden, ^ 
nur Fleisch aus solchen Drittländern m 
die EU eingeführt werden darf, das aus 
tierschutzgerecht durchgeführten 
Schlachtungen stammt. 

2. Tierversuche: 
• Die Genehmigungsfrist für anzeige- 
pflichtige Tierversuche wird auf einen 
Monat verlängert. 
• Künftig unterliegen alle Tierversuche 
der Meldepflicht, also auch die in Aus-» 

Wahlkampf-Arqumentf 

• 
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Modifikation der Rabattordnung 
schützt Mittelstand vor Nachteilen 
Zur Verabschiedung der Novellie- 
rung des Rabattgesetzes im Wirt- 
schaftsausschuß erklärten der stell- 
vertretende Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Kurt 
Faltlhauser, und der wirtschaftspo- 
Utische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Rainer 
Haungs: 
Die Koalition hat zu Beginn des Jah- 
res 1994 ein 30 Punkte-Programm zur 
Belebung von Wirtschaft und Arbeits- 
markt verabschiedet. Eine der Vorga- 
ben war dabei die Abschaffung des 
Rabattgesetzes. 
Die Koalition hat nunmehr die Konse- 
quenzen aus dieser Vorgabe gezogen 
und einen wesentlichen Schritt zur 
Deregulierung durch eine Modifika- 
tion der Rabattordnung getan. 

Dadurch zeigt die Koalition erneut 
Handlungsfähigkeit und entschlosse- 
nes Gestalten. 
Die CDU/CSU hat nicht zuletzt im 
Rahmen der Anhörung zum Rabattge- 
setz und zur Zugabeverordnung 
gewichtige Einwände gegen eine völ- 

lige Aufhebung des Rabattgesetzes 
entgegengenommen. Dies war vor 
allem der Einwand gegen die wettbe- 
werbsverzerrende Möglichkeit von 
Gesamtrabatten („Jahresrabatte") und 
die Möglichkeit der Gestaltung von 
sogenannten Mondpreisen. Die Zuga- 
beverordnung wird unverändert beibe- 
halten. 
Vor allem diese beiden Kritikpunkte 
sind nunmehr in einem „Rabatt-Dere- 
gulierungsgesetz" aufgenommen wor- 
den, das der Wirtschaftsausschuß am 
25. Mai in zweiter und dritter Lesung 
verabschiedet hat. 

Keine Nachteile 

Durch diese neue Regulierung ist vor 
allem sichergestellt, daß für die mittel- 
ständischen Unternehmen gegenüber 
großen Handelsunternehmen keine 
Nachteile entstehen. Mit dem heute 
angenommenen Gesetzentwurf wer- 
den ja dem Mittelstand Mittel in die 
Hand gegeben, flexibel und individu- 
ell abgestimmt auf die Wünsche seiner 
Kunden eingehen zu können. 

F°rt- oder Weiterbildung. Erfaßt werden 
*uch die Tiere, die zur Gewinnung von 
Seren oder Impfstoffen genutzt werden, 
ünd diejenigen, die zur Organentnahme 
getötet werden. 
* Die variablere Gestaltung des Geneh- 
migungsverfahrens entsprechend der 
Notwendigkeit einer Änderung der Ver- 
suchsdurchführung vermindert den büro- 
kratischen Aufwand und spart gleichzei- 
'g in vielen Fällen Versuchstiere ein. 
iele weitere Verbesserungen im Detail 

wären zu nennen. Ich begrüße ausdrück- 
lich, daß auf nationaler Ebene jetzt eine 
Verordnung für den Tiertransport auf 
den Weg gebracht ist, die eine Erweite- 
rung und Präzisierung der Tierschutzvor- 
schriften bringen wird. Wir haben auch 
grundsätzlich dem Verbot von Tierversu- 
chen für Kosmetika zugestimmt; es ist 
nur darauf hinzuweisen, daß wir hier 
nicht national vorgehen können, sondern 
dies ab 1998 durch eine EU-Vorschrift 
geregelt sein wird. • 
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Was könnte man noch besser machen...? 
Die Hamburger CDU hat das UiD- 
Format entdeckt. Das neue Konzept 
ihres Informationsblattes „Neues" 
hat sich mit dem Handlichen ange- 
freundet und ersetzt die frühere 
Hamburger CDU-Zeitung. 

Indem der Hamburger Landesverband 
damit seine schriftliche Kommunika- 
tion einschränkt, weitet er gleichzeitig 
seine Anstrengungen in Richtung 
Aktion und Interaktion aus. 
So lädt er für den 10. Juni zu einer 
Kennenlern-Party der CDU in die 
Geschäftsstelle am Leinpfad ein und 
kündigt dafür gute Musik im Garten, 
Talk mit Politikern, sommerliche 
Salate und kühle Getränke an. Für 
den 18. Juni haben die Hamburger 
zum Thema „TU WAS! WAS?" ein 
Mitglieder-Workshop geplant. Unter 
anderem soll es dabei einen Info- 
Markt geben, eine Video-Umfrage 
„Was könnte man bessermachen im 

Kontakt Bürger — Parteien?" und ein 
Check out „Das will ich für die CDU 
tun". 
Landesgeschäftsführer Wulf Brocke: 
Informationen über die Partei sind 
auch weiterhin unentbehrlich. Aber 
wir wollen auch andere Wege gehen, 
die dem Bedürfnis der Menschen nach 
Kontakten und neuen Bekanntschaf- 
ten entgegenkommen. 

Was leistet die Pflegeversicherung? 
Zu Antworten auf diese Frage hat 
vor zwei Wochen die Trierer CDU 
zu einer vorbildlichen Veranstaltung 
eingeladen und damit sehr schnell 
auf den wichtigsten sozialpoliti- 
schen Erfolg der Bundesregierung 
in dieser Wahlperiode reagiert. 

Der Vorsitzende der CDU Trier, Chri- 
stoph Bohr, hatte nicht unrecht: Trotz 
der Berichterstattung in den Medien 
ist, was die Pflegeversicherung für 
ältere Menschen und ihre Angehöri- 
gen leistet, noch kaum bekannt. 
Ministerialdirigent Reinhard Haus- 
schild vom Bundesministerium für 

Vielleicht 
ein Muster 

auch für 

TSC f    *Tasteis<« 
verbände   M^ d,e 

Pfle«everSlcilerüfig?1 

Arbeit und Sozialordnung, der 
Geschäftsführer der Trierer AOK, der 
Sozialdezernent der Stadt und ein Ver- 
treter der Mobilen Sozialen Dienste 
gaben Auskunft über die Leistungen 
der Pflegeversicherung, über Antrags- 
modalitäten und ergänzende Leistun- 
gen. 
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Anja Kruj« bei DreharbeHwi zu einem Fenuehspot für die Europawahl 

EUROPA. »MANCHE 
ZIELE MUSS MAN NUR 

LANGE GENUG 
IM AUGE BEHALTEN.« 

WÄGEHEN! 
Europawahl 12. Juni 

EINE  INITIATIVE  DER  EUROPAISCHEN  BEWEGUNG 

Mit dieser und ähnlichen 
Anzeigen wirbt die Euro- 
päische Bewegung für ei- 
ne hohe Wahlbeteiligung 
bei der Europawahl am 
12. Juni. Eine hohe Wahl- 
beteiligung soll nämlich 
das Bekenntnis des ver- 
einten Deutschland zu 
Europa sichtbar machen, 
aber auch den weiteren 
europäischen Einigungs- 
prozeß durch ein mit gro- 
ßer Mehrheit gewähltes 
Europäisches Parlament 
stärken. — Um die partei- 
politische Neutralität die- 
ser Initiative zu gewähr- 
leisten, nehmen Politiker 
nicht daran teil. Wir aber 
bringen diese Anzeige im 
UiD, um auch unserer- 
seits zu zeigen, daß wir 
die Ziele der Europäi- 
schen Bewegung unein- 
geschränkt befürworten. 

3<> Elektroautos im Einsatz auf der Insel Rügen 
juf der Insel Rügen hat die 
Zukunft bereits begonnen: Leise 
!jnd umweltfreundlich stellen dort 

y Elektroautos ihre Leistungsfä- 
higkeit im täglichen Einsatz unter 
|*e*eis. Mitte März hatten sie 
Dereits 185.000 Kilometer zurück- 
gelegt. 
m August soll die Flotte vollständig 
e,n und aus 60 Fahrzeugen bestehen. 

Bis 1996 werden sie über 1 Million 
Elektrofahrzeugkilometer zurückge- 
legt haben. 

Die Fahrzeuge gehören zum Demon- 
strationsversuch „Erprobung von 
Elektrofahrzeugen der neuesten Gene- 
ration auf der Insel Rügen", zu dessen 
Verlauf Bundesforschungsminister 
Paul Krüger anläßlich einer Zwischen- 
bilanz in Bonn Stellung nahm. 
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V! 

Türanhänger 

für den Wahltag 
Als weitere Mobilisie- 
rungshilfe für den 
Wahltag liegen jedem 
Exemplar unserer Mit- 
gliederzeitschrift 
„Union-Magazin" 
jeweils 6 Türanhänger 
mit Wahlaufruf bei, die 
Sie am Wahltag in Ihrer 
Nachbarschaft an 
CDU-Nahestehende 
verteilen können. 
Zusätzliche Exemplare 
kann jeder CDU-Kreis- 
verband zum Preis von 
40- DM je 500 Expl. 
über folgende 
Anschrift bestellen: 
CDU- 
Bundesgeschäftsstelle 
Abt. Information 
Herrn Geiser 
Friedrich-Ebert-Allee 73 
53113 Bonn 
Fax: 0228/544-341. 

^"^\ ^% 

12. Juni 1994 
Deutschland zuliebe! 

CDU% 

Europa - gut & 
Deutschland J 

• 5 Millionen Arbeitsplätze in 
Deutschland hängen direkt von 
der Europäischen Union ab. 

• Europa kauft jährlich für rund 
Milliarden D-Mark bei uns em-    ^ 

• Der Dreck macht nicht vor M***S 
Grenzen halt. Umweltschutz 9" 
nur gemeinsam in Europa. 

• Die Bekämpfung der in'"rn?vf2r 
len Kriminalität und die ^"T'J^I 
rung des Asylmißbrauchs Sin« 
europaweit zu meistern. 

• Nur die europäische Völkerge^ 
meinschaft sichert uns eine *u 

in Frieden. 

Gehen Sie daher f 
12. Juni zur Wahl 

CDU 
••i»ii*»:(Willi Himiii f~«amis»n » 

Wir danken 
für Ihr Wrauen 

„Wir danken * 
für Ihr Vertraut 
Überkleber 
(42,5 cm x 15 cm) 
schwarzer Druck au 

grünem Papier 
Bestell-Nr.: 8196 
Verpackungseinhei^ 

500 St. 
Preis je 500 Expl-: 

30 — DM 



ÖFFENTLICHKEITSARBEIT UiD 19/1994  •   Seite 27 

Materialien zum Thema 

Aufschwung Ost 
^ach dem dramatischen Rückgang der 
lndustrieproduktion, nach zahlreichen Fir- 
^enzusammenbrüchen in den Jahren 
1990 bis 1992 hat die ostdeutsche Wirt- 
schaft nun wieder Tritt gefaßt. Die Aufhol- 
te! gegenüber dem Westen hat begon- 
nen. Viele Betriebe haben ihre Maschinen 
Und Anlagen modernisiert und neue Pro- 
bte auf den Markt gebracht. Computer- 
chiPs aus Thüringen oder Werkzeugma- 
schinen aus Sachsen brauchen sich nicht 
mehr hinter der westlichen Konkurrenz zu 
^stecken. 
. ie genauen Daten über den Aufschwung 
ln unseren östlichen Landesverbänden 
^halten Sie durch unsere neuen Materia- 
len beim IS-Versandzentrum: 

• Broschüre 
»Aufschwung-Ost" 
Bestell-Nr.: 5916 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je 50 Expl.: 27, — DM 

• Computer-Diskette: 
»Aufschwung-Ost" 
Bestell-Nr.: 9913 
Verpackungseinheit: 5 Expl. 
preisje5Expl.: 15, - DM 

^Stellungen an: 

[S-Versandzentrum 
Postfach 1164,33759 Versmold 
Fax (05423) 5469, 41521 
und 42820 
Preise zuzüglich MwSt. 
"Elusive Versand 

Aufs(hwuna Ost 

Eine Zwischenbilanz 
zum 4. Jahrestag 
der Währungs-, Wirtsthafts- 
und Sozialunion am 7. Juli 1994 

SICHER IN DIE ZUKUNFT 

CDU 

Bilanz aus 4 Jahren Aufbauarbeit 

SICHER IM DIE ZUKUNFT 

CDU 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Aufsdiwun 

UlöiöffrrJS daß in den neuen 
>>lch bleibebe, m^nTlondschaHen< enfste- 
Bundesländern «fJJÄ^ getäuscht haben, 
hen. Ich "JMJSSE hosten höher als *8 

SICHER IN DIE ZUKUNf* 

CDU 
SM Dies ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukasten. Wenn 

in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden möchten, wenden Sie sich bitte an 
Kreisgeschäftsstelle, die Ihre Angaben an die Bundesgeschäftsstelle weiterleiten wird. 
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